
Aktenzeichen: 1 ABR 44/86
Bundesarbeitsgericht 1. Senat' Beschluß vom .15. September 1987

- 1 ABR 44/86 -
J. Arbeitsgericht Beschluß vom 23. November 1984

Offenbach - 1 BV 6/84 -
II. Landesarbeitsgericht 

Frankfurt am Main
Beschluß vom 3. Dezember 1985 
- 4 Ta BV 33/85 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Mitbestimmung bei Versetzungen

Gesetz: BetrVG § 99 Abs. 2 Nr. 3, § 99 Abs. 3 und 4, § 100 Abs. 2,§ 101 Satz 1; ArbGG § 81 Abs. 2, § 83 a Abs. 1 und 3, § 87 
Abs. 2 Satz 3, § 90 Abs. 2, § 92 Abs. 2 Satz 3, § 95 Satz 4; 
ZPO § 233; KSchG § 5

Leitsätze:
1. Der Betriebsrat kann die Zustimmung zu einer Versetzung 
eines Arbeitnehmers verweigern, wenn die Besorgnis besteht, 
daß andere im Betrieb beschäftigte Arbeitnehmer durch diese 
Versetzung Nachteile erleiden (§ 99 Abs 2 Nr 3 BetrVG). Zu den anderen im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern gehören 
auch die Arbeitnehmer der Abteilung, aus der heraus ein Ar­
beitnehmer versetzt werden soll.
2. Nachteile im Sinne dieser gesetzlichen Bestimmung sind 
nicht nur der Verlust einer Rechtsposition oder einer rechtserheblichen Anwartschaft. Nachteile für die in der 
Abteilung verbleibenden Arbeitnehmer können auch die auf 
der Versetzung eines Arbeitnehmers beruhenden tatsächlichen 
Erschwerungen der Arbeit von nicht unerheblichem Gewicht 
sein (im Anschluß an BAG Beschluß Vom 6. Oktober 1978
- 1 ABR 51/77 - AP Nr 10 zu § 99 BetrVG 1972).
3. Verweigert der Betriebsrat die Zustimmung zu einer 
Versetzung, darf der Arbeitgeber die Versetzung als vor­
läufige personelle Maßnahme nur durchführen oder aufrecht­
erhalten, wenn die vorläufige Maßnahme aus sachlichen Grün­
den dringend erforderlich ist (§ 100 Abs 1 Satz 1 BetrVG). 
Bestreitet der Betriebsrat die Notwendigkeit dieser Maß­
nahme, darf sie der Arbeitgeber nur durchführen oder auf­
rechterhalten, wenn er innerhalb von drei Tagen beim Ar­beitsgericht sowohl beantragt, die Zustimmung zu ersetzen
(§ 99 Abs 4 BetrVG) als auch den Antrag auf Feststellung 
der sachlichen Berechtigung der vorläufigen personellen

2

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Maßnahme (Versetzung) stellt (§ 100 Abs 2 Satz 3 BetrVG). 
Stellt der Arbeitgeber nuh den Feststellungsantrag zur 
vorläufigen personellen Maßnahme, darf er diese Maßnahme 
nicht durchführen oder aufrechterhalten. Ein isolierter 
Feststellungsantrag zur Berechtigung der vorläufigen per­
sonellen Maßnahme ist in einem solchen Fall als unzulässig 
abzuweisen.
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1 ABR 44/86
4 Ta BV 33/85 Frankfurt am Main
Verkündet am
15. September 1987

Im Namen des Volkes!

Zeuner,
Amtsinspektor
als Urkundsteamter

Beschluß

der Geschäftsstelle In Sachen

PP •

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Anhörung vom 15. September 1987 durch der. 
Präsidenten Professor Dr. Kissel, die Richter Dr. Heithe 
und Matthes sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Hoffman 
und Dr. Gentz beschlossen:

1. Auf die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats 
wird der Beschluß des Landesarbeitsge­
richts Frankfurt am Main vom 3* Dezember 
1985 - 4 Ta BV 33/85 - insoweit aufgeho­
ben, als das Landesarbeitsgericht die Zu­
stimmung des Betriebsrats zur Versetzung 
des Schichtleiters Günther D ersetzt 
hat. Insoweit wird die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung an das 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen.

2. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ge­
gen den genannten Beschluß des Landesar­
beitsgerichts wird zurückgewiesen, soweit 
das Landesarbeitsgericht den Antrag des 
Arbeitgebers auf Feststellung der drin­
genden Erforderlichkeit der vorläufigen 

Versetzung des Schichtleiters Günther
D abgewiesen hat.

3. Das Verfahren wird eingestellt, soweit es 
den Antrag des Betriebsrats auf Aufhebung
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der Versetzung des Schichtleiters Günther
D betrifft.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e :

A. Der Arbeitgeber (Antragsteller) will erreichen, daß die vom 
Betriebsrat (Antragsgegner) verweigerte Zustimmung zur Versetzun 
des Arbeitnehmers D als Schichtleiter aus der Abteilung
"Röntgenkonfektionierung" in die Abteilung "Konfektionierung 
grafischer Filme und Spezialprodukte" ersetzt wird (Antrag zu 1) 
Außerdem geht es um die ebenfalls vom Arbeitgeber beantragte 
Feststellung der dringenden Erforderlichkeit der vorläufigen 
Durchführung dieser personellen Maßnahme zum 30. April 1984 
(Antrag zu 2).

Mit Schreiben vom 10. April 1984 kündigte der Arbeitgeber 
dem Betriebsrat an, daß er den Schichtleiter D aus der Ab­
teilung "Rön.tgenkonfektion ierung" in die Abteilung "Konfektio­
nierung grafischer Filme und SpezialProdukte" versetzen wolle. 
Dort war der seitherige Schichtleiter mit Wirkung ab 1. April 
1984 unter Zustimmung des Betriebsrats in eine andere Abteilung 
versetzt worden. Mit Schreiben vom 16. April 1934 verweigerte 
der Betriebsrat die Zustimmung unter Hinweis darauf, daß der 
Weggang des Mitarbeiters D aus der Abteilung "Röntgenkonfek­
tionierung" dort zu erschwerten Arbeitsbedingungen für die ver-
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bleibenden Schichtleiter führen werde. In diesem Schreiber, hei St 
es u.a.:

"Nachdem der Betriebsrat bereits mit Beschluß 
vorn 12.3.84 seine Zustimmung zur Versetzung 
von G. D verweigert hatte, -wurde zwar die
Stelle innerbetrieblich ausgeschrieben, je­
doch liegt nach wie vor die begründete Be­
sorgnis vor, daß durch die Versetzung von G.
D für die verbleibenden Schichtleiter
Verschlechterungen bzw. Erschwerungen der Ar­
beitsbedingungen eintreten, die weder aus be­
trieblichen noch aus persönlicher. Gründen 
gerechtfertigt sind.
Aufgrund des Wandels der betrieblichen Gege­
benheiten, die sich insbesondere in der Än­
derung der maschinellen Anlagen (Erweite­
rung der maschinellen Anlagen) und perso­
nellen Besetzung einzelner Bereiche wider­
spiegelt, wurden 1980 zur Realisierung ei­
ner überschaubaren Kontrollspanne im Produk­
tionsbereich drei zusätzliche Schichtmei­
sterpositionen eingerichtet.
Diese 1930 durchgeführte Reorganisation wur­
de von der Geschäftsführung in Düsseldorf 
mit Schreiben vom 14.3.1980 damit begründet, 
daß das auch in Zukunft zu erwartende stän­
dige Wachstum des Produktionsvolumens in 
der Röntgenkorfektionisrung eine Reorganisa­
tion der Arbeit in diesem Betrieb auch un­
ter Einschluß zukünftiger weiterer Mechani­
sierung notwendig macht.
Da sich diese Situation nicht geändert hat, 
ist bei Durchführung der geplanten Reorgani­
sation mit erschwerter. Arbeitsbedingungen 
für die verbleibender. Schichtleiter zu rech­
nen . "

Mit einem weiteren Schreiben vom 24. April 1984 kündigte 
der Arbeitgeber die vorläufige Versetzung des Mitarbeiters ü 
zum 30. April 1984 an. Der Betriebsrat widersprach dem mit 
Schreiben vom 24. April 1984, einem Dienstag, und wies darauf 
hin, daß andere gleichwertige Bewerber zur Verfügung stünden.
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Daraufhin beantragte der Arbeitgeber beim Arbeitsgericht festzu­
stellen , daß die vorläufige Versetzung des Mitarbeiters aus 
sachlichen Gründen dringend erforderlich ist. Dieser Antrag ist 
am 26. April 1984 beim Arbeitsgericht ein gegangen. Der weitere 
Antrag des Arbeitgebers auf Ersetzung der Zustimmung zur Verset­
zung ist am 9. Mai 1 9 'i beim Arbeitsgericht ein gegangen .

Der Arbeitgeber hat vorgetragen, der Betriebsrat habe die 
Zustimmur.gs Verweigerung nicht ordnungsgemäß begründet. Es fehle 
an konkreten Angaben zur Besorgnis der anderer. Arbeitnehmern 
entstehenden Nachteile. Im übrigen sei eine Verschlechterung vor. 
Arbeitsbedingungen nicht als Nachteil im Sinne vor. % 99 Abs. 2 
Nr. 3 BetrVG anzusehen, da insoweit nicht in eine Pechtsposition 
eingegriffen werde. Ein Rechtsanspruch auf Beibehaltung eines 
bestimmten Arbeitsquantums und auf Verschonung vor erhöhter Ar­
beitsbelastung bestehe nicht. Eine eventuell höhere Arbeitsbela­
stung der verbleibenden Schichtleiter in der Abteilung "Röntgen- 
konfektionierung" sei zumindest betrieblich gerechtfertigt. Die 
bisherige Besetzung mit Schichtleitern resultiere aus einer Ein­
arbeitungsphase, die zwischenzeitlich beendet sei. Bereits mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1983 sei einer der Schichtleiter mit Zu­
stimmung des Betriebsrats versetzt worden, ohne daß sein Weggang 
Probleme aufgeworfen habe. Die Belastung der Schichtleiter halte 
sich im Rahmen des bei anderen Unternehmer. Üblichen.

Der Antrag auf Feststellung der dringenden Er 
der vorläufiger. Versetzung des Schichtleiters D 
begründet. Ir. der betroffener. Abteilung beginne ab

ford e r1ichk eit 
sei eben fall. 

Jur.i die
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Haupturlaubszeit. Bis dahin müsse der neue Sohichtleiter eirge-
arbeitet sein, damit auch in der 
aufrechterhalten werden könne. Es

Urlaubszeit der Schichtbetrieb 
sei eine Einarbeitungszeit von

sechs Wochen erforderlich.

Der Arbeitgeber hat beantragt,

die Zustimmung des Betriebsrats zur Ver­
setzung des Schichtleiters Günther D 
aus der Abteilung "Rörtgerkonfektiorie- 
rung" auf die Position des Schichtleiters 
in der Abteilung "Konfektionierung gra­
fischer Filme und Spezialprodukts" des 
Werkes N zu ersetzen;
festzustellen, daß die vorläufige Verset­
zung des Schichtleiters Günther D 
aus der Abteilung "Röntgenkonfektionie­
rung" in die Abteilung "Konfektionierung 
grafischer Filme und Spezialprodukte" des 
Werkes N zum 30. April 198*1
aus sachlichen Gründen dringend erforder­
lich ist.

Der Betriebsrat hat beantragt, diese Anträge zurückzuweisen 

Er hat die Ansicht vertreten, die Anträge des Arbeitgebers seid' 
bereits deshalb zurückzuweisen, weil der Zustimmungsersetzungs­
antrag nicht innerhalb der nach f iqo Abs. 2 Satz 3 BetrVG vor­
geschriebenen Drei-Tage-Frist bei Gericht gestellt worden sei. 
Unabhängig davon habe er zu Recht die Zustimmung zu der geplante 
Versetzung verweigert. Mit dem ersatzlosen Wegfall einer
Schicht leiterstelle in der Abteilung "Röntgenkonfektionierung” 
komme es zu einer erheblichen Mehrbelastung der verbleibenden 

Schichtleiter. Die Zahl der unterstellten Mitarbeiter und der zu 
beaufsichtigender. Maschinen verdoppele sich, in entsprechend 
kürzerer Zeit müßten die zusätzlichen Aufgaben (Mitarbeitertrai-
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Ring, Sicherheitsbesprechungen, Tagesberichte, Kontrollieren der 
Klimaanlage) von den verbleibenden Schichtleitern bewältigt wer­
den . Die nicht auszuschließende Erhöhung des Arbeitsstresses ma­
che gesundheitlich nachteilige Folgen für diese Mitarbeiter 
wahrschein lieh.

Vor dem Arbeitsgericht hat der Betriebsrat weiter geltend 
gemacht, die zusätzliche Belastung der verbleibenden Schichtlei­
ter könne bei diesen auch zu Gehaltseinbußen führen. Die indivi­
duelle Gehaltsfindung bei diesen Mitarbeitern hänge nach der Fe- 
triebsvereinbarung vom 10. April 1978 im einzelnen von der je­
weiligen Leistungsbeurteilung ab. Es sei damit zu rechnen, daß es 
den Schichtleitern schwerer falle, den Anforderungen gerecht zu 
werden, wenn sich .ihre Belastung verdoppele.

Die Versetzung des Mitarbeiters D zum 30.
sei auch nicht aus sachlichen Gründen dringend erf 
’wesen. Die Maßnahme beruhe auf längerer Planung de 
so daß ein Zuwarten und eine rechtzeitige Vorsorge

April 1934
o r d. c t* 1 ich ?? s — 
s Arbeitgebers 
für die Ur~

9

laubszeit möglich gewesen sei.

Das Arbeitsgericht hat dem Zustimmungsersetzungsantrag des 
Arbeitgebers stattgegeben. Dia Beschwerde des Betriebsrats gegen 
diesen Beschluß hat das Landesarbeitsgericht zurückgewiesen. Es 
hat jedoch den Antrag des Arbeitgebers auf Feststellung der 
dringenden Erforderlichkeit der Maßnahme abgewiesen. Mit der 
Rechtsbeschwerde verfolgen Arbeitgeber und Betriebsrat ih’°e An­
träge weiter, soweit das Landesarbeitsgericht ihnen nicht ent-
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sprechen hat.

Während des RechtsbeschwerdeVerfahrens ist der Schichtleiter 
D aus der Abteilung ’’Konfektionierung grafischer Films und
Spezialprodukte" in die .Abteilung "Konfektionierung Riston" ver­
setzt worden. Der Betriebsrat hat der Versetzung zugastimmt unter 
dem Vorbehalt, daß das Bundesarbeitsgericht die Rechtmäßigkeit 
der Versetzung des Sehichtleiters D in die Abteilung "Kon­
fektionierung grafischer Filme und Spezialprodukte" bestätigt.
Der Arbeitgeber hat daraufhin das vorliegende Verfahren für er­
ledigt erklärt. Der Betriebsrat hat der Erledigung widersprochen.

B.I. Die Rechtsbeschwerde des Betriebsrats, der sich gegen die 
Ersetzung der Zustimmung zur Versetzung des Arbeitnehmers D 
wehrt, ist begründet. Die Begründung, mit der das Landesarbeits­
gericht die vom Betriebsrat verweigerte Zustimmung ersetzt hat, 
hält einer rechtlichen Nachprüfung nicht stand. Zur Prüfung, ob 
das Verfahren erledigt ist, muß das Verfahren an das Landesar­
beitsgericht zurückverwiesen werden.

1. Ob das Verfahren erledigt ist, steht noch nicht fest.

a) Der Antragsteller kann ein Beschlußverfahren nicht einseitig 
für erledigt erklären, um so eine Entscheidung über den zunächst 
gestellter Antrag zu verhindern. Nur ir. der erster. Instanz kann 
er den Antrag jederzeit ohne Zustimmung der übriger. Beteiligten 
zurücknehraer. (R 81 Abs. 2 ArbGG). In den Recht sraitte linstanz er
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ist eine Rücknahme des Antrags nur noch mit Zustimmung der übri­
ger. Beteiligten des Verfahrens zulässig (4 87 Abs. 2 Satz 3»
$ 92 Abs. 2 Satz 3 ArbGG). Eine Erledigung des Verfahrens können 
nur alle Beteiligten gemeinsam erklären (§ 83 a Abs. 1, § 90 
Abs. 2, $ 95 Satz 4 ArbGG). Eine Besonderheit gegenüber dem Ur­
teilsverfahren besteht nur insoweit, als nach 4 83 a Abs. 3 
ArbGG die Zustimmung der übrigen Beteiligten zur Erledigurgser- 
klärur.g des Antragstellers als erteilt gilt, wem die Beteiligten 
sich nicht innerhalb einer zu bestimmender. Frist gegenteilig äu­
ßern .

b) Aus dieser Regelung wird deutlich, daß der Antragsteller des 
BeschlußVerfahrens in den Rechtsmittelirstanzen über die Beerdi­
gung des Verfahrens nicht mehr ohne Zustimmung der übriger. Be­
teiligter. bestimmen kann. Das rechtfertigt es, im Beschlußver­
fahren diejenigen Grundsätze anzuwenden, die die Rechtsprechung 
im Urteilsverfahren für die einseitige Erklärung der Erledigung 
der Hauptsache durch den Kläger erarbeitet hat. Im Falle einer 
einseitiger. Erledigur.gserklärung durch der Antragsteller ist da­
her zu prüfen, ob sich die Hauptsache erledigt hat. Ist die 
Hauptsache erledigt, so ist dies durch das Gericht auszusprechen. 
Fehlt es an einer Erledigung, ist über den ursprünglichen Sach- 
antrag zu entscheiden. Der Antragsteller ist nicht gezwungen, an 
seinem erledigter. Antrag festzuhalten und dessen Abweisung hin­
zunehmen . Ihm wird auf der anderer Seite die Möglichkeit genom­
men, ein nicht erledigtes Verfahren ohne Zustimmung der übrigen 
Beteiligten entgegen der gesetzlicher. Regelung einer Entscheidung 
zu entziehen. Daß, anders als im Urteilsverfahren, Kostenge-
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sichtspunkte im Beschlußverfahren dabei rieht von unmittelbarer 
Bedeutung sind, ist unerheblich (Beschluß des Senats vom 10.
Juni 1986 - 1 ABR 59/84 zu B II der Gründe, zur Veröffentli­
chung vorgesehen). Die Erledigung der Hauptsache setzt damit 
voraus, daß der Antrag zunächst zulässig und begründet war. Ein 
Antrag, der vor. Anfang an unzulässig oder unbegründet war, kann 
sich nicht durch ein nach Rechtshängigkeit eintretendes Ereignis 
erledigen.

2. Ob der Zustimmungsersetzungsantrag des Arbeitgebers begrün­
det war, kann der Senat nicht abschließend entscheiden. Insoweit 
ist die Sache zum Zweck weiterer Feststellungen-an das Landesar- 
beitsgericht zurückzuverweisen.

a) Der Arbeitgeber hat den Zustimmungsersetzungsantrag recht­
zeitig gestellt. Der Antrag ist zwar nicht innerhalb der Drei- 
Tage-Frist des § 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG gestellt worden. Das 
■war jedoch nicht erforderlich. Dem Zustimmungsersetzungsantrag 
kommt, auch wenn er anläßlich des in § 100 Abs. 2 BetrVG gere­
gelten Verfahrens gestellt wird, selbständige Bedeutung zu. Die 
Anträge nach § 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG betreffen zwei Streit­
gegenstände. Es geht zum einen um die Rechtmäßigkeit der vorläu­
figen personellen Maßnahme. Sie darf nur aufrechterhalten oder 

durchgeführt werden, wenn sie aus sachlichen Gründen dringend 
erforderlich ist. Zum anderen ist über die Frage zu entscheiden, 
ob der Betriebsrat zu Recht die Zustimmung zur endgültiger, per­
sonellen Maßnahme verweigert hat. Dieser Antrag ist mit dem in 
s 99 Abs. 4 BetrVG genannten Antrag auf Ersetzung der Zustimmung
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zur (endgültigen) personellen Einzelmaßnahrae identisch (Dietz/ 
Richardi, BetrVG, 6. Aufl., § 100 Rz 27 f.; Galperin/Löwisch, 
BetrVG, 6. Aufl., § 100 Rz iS; Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, 
BetrVG, 15. Aufl., § 100 Rz 7; Hess/Schlochauer/Glautitz,
BetrVG, 3- Aufl., § 100 Rz 27; vgl. auch BAGE 29, 3^5, 350 f.
= AP Nr. 1 zu § 100 BetrVG 1972; a.A. Kraft, GfC-PetrVG, 3.
Bearb., § 100 Rz 27).

Für den Antrag nach 1 99 Abs. '4 BetrVG gilt keine gesetz­
liche Befristung (a.A. Gnade/Kehrmann/Schneider/Blanke, BetrVG,
2. Aufl., § 100 Rz 18). Hieran ändert nichts, daß immer dann, 
wenn um die Berechtigung der vorläufigen personellen Maßnahme 
gestritten wird, der Zustimmungsersetzungsantrag (neben dem An­
trag auf Feststellung der dringenden Erforderlichkeit der vor­
läufigen personellen Maßnahme) nach § 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG 
innerhalb von drei Tagen zu stellen ist. Die in ! 100 Abs. 2 
Satz 3 BetrVG angeordnete Folge der Fristversäumung, daß die 
vorläufige personelle Maßnahme nicht mehr aufrechterhalten werden 
darf, bezieht sich insoweit nicht auf den Zustimmungsersetzungs­
antrag, sondern nur auf den Feststellungsar.trag zur Berechtigung 
der vorläufigen personellen Maßnahme (Dietz/Richardi, aaO, 5 100 
Rz 37). Bei Versäumung der Drei-Tage-Frist ist der Zustimmungs­
ersetzungsantrag gleichwohl zu bescheiden.

Der Einwand, es fehle ein Rechtsschutzinteresse für den An­
trag nach § 99 Abs. 4 BetrVG, wenn die personelle Maßnahme vor­
läufig durchgeführt worden sei und es der Arbeitgeber unterlassen 
habe, innerhalb der Drei-Tage-Frist den doppelten Antrag nach
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§ 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG zu stellen, ist nicht begründet. Bei 
dem Antrag nach § 99 Abs. 4 BetrVG handelt es sich um einen Ge­
staltungsantrag (vgl. dazu Dietz/Riehardi, aaO, I 99 Rz 219).
Für Gestaltungsklagen tzw. Gestaltungsanträge ist kein besonde­
res Rechtsschutzinteresse erforderlich. Es besteht schon deshalb, 
weil nur ein Urteil bzw. eir. Beschluß die Rechtslage - hier die 
Ersetzung der fehlenden Zustimmung zur Versetzung - zu gestalten 
vermag (vgl. Raumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, tg,
Aufl. , Grundzüge vor § 253 Anm. 5 A d, mit ’weiteren Nachwei­
sen ).

t) Andererseits ist der Antrag des Arbeitgebers nicht schon 
deshalb begründet, weil der Betriebsrat die Verweigerung seiner 
Zustimmung nicht ordnungsgemäß begründet hätte. Die Erklärung des 
Betriebsrats ist nicht unbeachtlich mit der Folge, daß die Zu­
stimmung des Betriebsrats zur geplanten Versetzung des Arbeit­
nehmers D als erteilt gilt (3 99 Abs. 3 Satz 2 BetrVG). Um 
eine "unbeachtliche Zustimmungsverweigerung" handelt es sich nur 
dann, wenn der Betriebsrat seine Verweigerung nicht begründet 
hat. Nach § 99 Abs. 3 Satz 1 BetrVG hat der Betriebsrat Gründe 
für seine Weigerung zu nennen (vgl. Beschluß des Senats vom 18. 
Juli 1978 - 1 ABR 43/75 - AP Nr. 1 zu § 101 BetrVG 1972; Be­
schluß vom 24. Juli 1979 - 1 ABR 78/77 - A? Nr. 11 zu 3 99 
BetrVG 1972). Die Begründung muß konkrete auf den Einzelfall be­
zogene Tatsachen enthalten. Die angeführten Gründe dürfen sich 
nicht so weit von dem Katalog der gesetzlichen Zustimmungsver­
weigerungsgründe entfernen, daß sie sich schlechterdings keinem 
der Tatbestände des § 99 Abs. 2 BetrVG mehr zuordnen lassen.
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_ 1 •?_

Schlüssig brauchen die Gründe jedoch nicht zu sein (vgl. die
genannter Entscheidungen, aaO).

Allerdings hat der Senat schon im Beschluß vom 16. Juli 
1935 (1 ABR 35/83 - AP Nr. 21 zu $ 99 BetrVG 19?2, zu B II 2 der 
Gründe, zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt) 
Bedenken geäußert, ob an dieser Rechtsprechung Festgehalten wer­
den kann. Die Frage, ob die Zustimmungsverweigerung konkrete, auf 
einer, bestimmter. Sachverhalt bezogene Tatsachen enthalt und ob 
sie sich noch einem der Zustimmungsverweigerungsgründe des $ v9 
Abs. 2 BetrVG zuordnen läßt, kam nicht mehr anhand äußerer, 
leicht feststellbarer Umstände beantwortet werden. Sie erfordert 
vielmehr eine Wertung der angegebenen Tatsachen und einen 4so­

gleich der Begründung mit der gesetzlichen Regelung. Diese Wer­
tung sollte nicht dem Arbeitgeber überlassen bleiben.

Die Frage bedarf auch im vorliegenden Verfahren keiner ab­
schließender Entscheidung. Der Betriebsrat hat die Zustimmung zur 
Versetzung des Schichtleiters D mit der Begründung verwei­
gert , daß nach einer Versetzung für die verbleibenden Schicht­
leiter Verschlechterungen bzw. Erschwerungen der Arbeitsbedin­
gungen eirtreter würden. Der Betriebsrat hat in der Zustimmungs­
verweigerung zugleich auf die in der "Röntgenkorfektionierurg" 
bestehende Situation hingewiesen und dargelegt, daß sich seit der 
1S80 durchgeführten Reorganisation hinsichtlich der Arbeitsbe­
dingungen in dieser Abteilung nichts geändert habe. Diese Aus­
führungen können nur dahin verstanden werden, daß sich für die in 
der Abteilung verbleibenden Schichtleiter infolge der Versetzung
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eines Schichtleiters
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ein erhöhtes Arbeitspensum ergibt und hierin 
die Verschlechterung bzw. Erschwerung der Arbeitsbedingungen 
gesehen wird.

Hinsichtlich dieser Begründung läßt sich nicht sagen, sie 
entferne sich so weit von der. gesetzlichen Zustimoungsverweige- 
rurgsgrUnden in § 99 Abs. 2 BetrVG, daß sie sich diesen 
schlechterdings nicht mehr zuordr.en lasse. Sie entspricht äußer­
lich vielmehr Nummer 3 dieser Vorschrift, wonach der Betriebsrat 
seine Zustimmung zu einer personellen Einzelnaßrahme verweigern 
kann, wenn die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß 
infolge der personellen Maßnahme im Betrieb beschäftigte Arbeit­
nehmer Nachteile erleiden, ohne daß dies aus betrieblichen oder 
persönlicher. Gründen gerechtfertigt ist. Damit liegt eine "be­
achtliche Zustimmungsverweigerung" auch im Sinne der bisherigen 
Rechtsprechung des Senats vor.

c) In der Beurteilung der Frage, ob der Betriebsrat seine Zu­
stimmung zu Recht verweigert hat, oder ob die Zustimmung zu er­
setzen ist, kann der Senat dem Landesarbeitsgericht nicht folgen..

Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die vom Betriebsrat 

als Grur.d für eine Zust immun gs verwe i ge run g angeführte Ver­
schlechterung bzw. Erschwerung der Arbeitsbedingungen der in der 

bisherigen Abteilung verbleibender. Schichtleiter sei kein Nach­
teil im Sinne des $ 99 Abs. 2 Nr, 3 BetrVG, auf den eine Zu­
st immun gs Verweigerung gestützt werden könne. Ein sonstiger Nach­
teil im Sinne dieses Zust immun gsverweigerungstatbestand s sei nach
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der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts r.ur der Verlust ei­
ner Rechtspositior. oder einer rechtserheb liehen Anwartschaft. Für 
diese Auffassung spreche im übrigen auch, daß die "sonstigen 
Nachteile" in § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG in unmittelbarem An­
schluß an den ausdrücklich erwähnten Nachteil der Kündigung ge­
nannt und mit diesem durch ein "oder" verbunden seien. Dies deute 
darauf hin, daß es bei den sonstigen Nachteilen - von Gewicht und 
Struktur her gesehen - um ähnliche negative Änderungen wie bei 
einer Kündigung gehen soll. Die vom Betriebsrat angeführten Ver­
schlechterungen bzw. Erschwerungen der Arbeitsbedingungen hiel­
ten sich im Rahmen dessen, was an solchen Arbeitsplätzen ohne 
übermäßige Belastung üblich sei, so daß noch keine Rechtsposition 
berührt sei.

Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts kommt als 
"sonstiger Nachteil" im Sinne des § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG 
nicht nur der Verlust einer Rechtsposition in Betracht. Nachteile 
können auch tatsächliche Nachteile von nicht unerheblichem Ge­
wicht sein.

Nach dem Wortlaut des § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG umfassen 
die "sonstigen Nachteile" eine Verschlechtereng des bisherigen 
Status anderer Arbeitnehmer. Nachteil ist nicht nur der Verlust
einer Chance auf eine bessere Stellung (Dietz/P.ichardi, aaO,  ̂ 99 
Rz 171 ff.; Galperin/Löwisch, aaO, § 99 Rz 88; Kraft, aaO, 9 oq 
Rz 118; Hess/Schlochauer/Glaubitz, aaO, § 99 Rz 116; Heinze, 
Personalplanung, Einstellung und Kündigung, 1982, Rz 31*0. Auch 
der Schutzzweck der Norm spricht für dieses Verständnis. Der Zu-
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stimmungsverweigerungsgrund wurde auch geschaffen, um die im Be­
trieb beschäftigten Arbeitnehmer vor unberechtigter. Eingriffen in 
ihre tatsächliche und rechtliche Stellung zu schützen (vgl.
Dietz/Richardi, aaO; Hess/Schlochauer/Glaubitz, aaO). Es sollen 
deshalb auch solche Nachteile von der Belegschaft abgewehrt wer­
den, die den Arbeitnehmern infolge Erschwerung ihrer Arbeitsbe­
dingungen drohen (Heinze, aaO, Rz 31*0. Nur zur Abwehr rechts­
widriger Eingriffe in Rechtspositionen der von der Versetzung 
betroffenen Arbeitnehmer hätte es eines so weitgehenden Mitbe­
stimmungsrechts des Betriebsrats nicht bedurft. Rechtswidrige 
Eingriffe können die Arbeitnehmer mit individual-rechtlichen 
Mitteln abwshren. Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats wird 
gerade dann erforderlich, wenn der Arbeitgeber gegenüber den 
einzelnen Arbeitnehmern zwar rechtmäßig handelt, die Benachtei­
ligung aber nicht aus betrieblichen oder persönlichen Gründen 
gerechtfertigt ist ( 9 9  Abs. 2 Nr. 3 BetrVG).

Die vom Landesarbeitsgericht herangezogene Rechtsprechung 
des Senats (BAGE 29, 345, 356 = AP Nr. 1 zu 9 100 BetrVG 1972; 
BAG Beschluß vom 18. Juli 1978 - 1 ABR 43/75 - AP Nr. 1 zu 
§ 101 BetrVG 1972; BAG Beschluß vom 6. Oktober 1978 - 1 ABR 
51/77 - AP Nr. 10 zu § 99 BetrVG 1972) steht dieser Auffassung 
nicht entgegen. Danach liegt ein Nachteil im Sinne des 9 99 Abs. 
2 Nr. 3 BetrVG nicht vor, wenn durch die Einstellung oder Ver­
setzung einem anderen im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer nur 
die Chance genommen wird, diesen - besseren - Arbeitsplatz zu 
erhalten (zust. die ganz überwiegende Meinung im Schrifttum, 
vgl. Hess/Schlochauer/Glaubitz, aaO, § 99 Hz 117» mit weiteren
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Nachweiser.). Nur im Hinblick auf den Verlust einer solchen "Be­
förderungschance" hat der Senat ausgeführt, daß ein sonstiger 
Nachteil im Sinne von § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG nur der Verlust 
einer Rechtspositior. oder einer rechtserhebliehen Anwartschaft 
sein kann. Daß rein tatsächliche Verschlechterungen einer gegen­
wärtigen Stellung keine Nachteile im Sinne dieser Vorschrift sein 
können, ist damit nicht gesagt worden.

Vom engeren Begriff des Nachteils ausgehend hat das Landes- 
arbeitsgaricht nicht geprüft, ob die Behauptungen des Betriebs­
rats zutreffer.. Der Betriebsrat hat Tatsachen vorgetragen, die 
die Besorgnis einer nicht unerheblichen Benachteiligung der üb­
riger. in der Abteilung "Röntgenkonfektionierung" beschäftigter. 
Schichtleiter rechtfertigen könnten. In seinem Zustimmungsver- 
weigerungsschreiten hat der Betriebsrat auf Verschlechterungen 
bzw. Erschwerungen der Arbeitsbedingungen dieser Arbeitnehmer 
hin gewiesen. Er hat im Verfahren - ergänzend - dazu behauptet, 
daß die verbleibender. Schichtleiter statt für drei bis vier Pro­
dukt ionsmas chin en für sieben bis acht Maschinen verantwort lieh 
seien und daß ihnen nicht mehr elf, sondern 22 gewerbliche Ar­
beitnehmer unterstellt seien. Das Landesarteitsgericht hätte 
feststellen müssen, ob, wie vom Betriebsrat behauptet, die Ver­
doppelung des Verar.twortungsbereichs eine überdurchschnittliche 
Belastung und damit eine Verschlechterung der materiellen '.Ar­
beitsbedingungen der verbleibenden Schichtleiter auslösen körnte. 
Märe dies der Fall, hätte das Landesarbeitsgericht weiter auf­
klären müssen, ob, wie der Arbeitgeber geltend gemacht hat, diese 
Folgewirkung aus betrieblichen Gründen gerechtfertigt ist. Da das
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Landesarbeitsgericht von seinem RechtsStandpunkt aus keine Ver­
anlassung hatte, entsprechende Feststellungen zu treffen, muß es 
dies nunmehr nachholen. Die Sache ist daher insoweit zur ander- 
weiter. Verhandlung und Entscheidung an das Lardesarbeitsgericht 
zurückzuverweisen.

d) Die weiteren Gründe, die der Betriebsrat im Verlaufe des 
gerichtlichen Verfahrens angeführt hat, um sein Zustimmungsver- 
weigerur.gsrecht zu begründen, hat das Landesarbeitsgericht mit 
Recht für unbeachtlich gehalten. Diese Gründe sind nicht in der 
schriftlichen Zustimmungsverweigerung vom 16. April 198b darge­
legt oder auch nur an gesprochen worden. Der Betriebsrat muß aber 
alle Gründe, aus denen er seine Zustimmung zu einer vom Arbeit­
geber geplanten personellen Einzelmaßnahme verweigern will, in­
nerhalb der Wochenfrist dem Arbeitgeber mitteilen. Er kann im 
arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahren keine neuen Gründe nach­
schieben (vgl. die Beschlüsse des Senats vom 3. Juli 198«
- EAGE «6, 158 = AP Nr. 20 zu 5 99 PetrVG 1972, und vom 15.
April 1986 - 1 ABR 55/34 - AP Nr. 36 zu ?• 99 BetrVG 1972, zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen).

II.

Ant
Die Recht sbeschvrerde des Arbeitgebers ist unbegründet. Der

rag des Arbeitgebers festzustellen, daß die Versetzung des

eitnehmers D aus sachlichen Gründen dringend erforderlich
, war von Anfang an unzulässig. Bür diesen Artrav bestand kei

Rechtsschutzinteresse.

1 . Der Arbeitgeber hat nicht, wie in § 100 Abs. 2 Satz J
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BetrVG vorgeschrieben, neben dem Fest stellur.gsan trag auch den 
Zustimmur.gsersetzungsantrag innerhalb der Drei-Tage-Frist ge­
stellt. Jedenfalls dann, wenn der Betriebsrat seine Zustimmung 
nach § 99 Abs. 3 BetrVG - sei es vor oder gleichzeitig mit Jsm 
Widerspruch nach § 100 Abs. 2 Satz 2 BetrVG - schon verweigert 
hat, zwingt § 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG den Arbeitgeber, das 
Verfahren nach § 99 Abs. ** BetrVG und das Verfahren über die 
Rechtmäßigkeit der vorläufigen Maßnahme zu verbinden (Dietz/R1- 
chardi, aaO, § 100 Bz 28; Galperin/Löwisch, aaO, % 100 Hz 18; 
Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, aaO, ? 100 Rz 7; Hess/Schloch" 
auer/Glaubitz, aaO, $ 100 Rz 27; Heinze, aaO, Rz 376; vgl. auch 
BAGE 29, 3*15, 350 f. = AP Nr. 1 zu % 100 BetrVG 1972). Die 
vorläufige Maßnahme darf der Arbeitgeber nur durchführen oder 
aufrechterhalten, wenn er zugleich eine gerichtliche Klärung zur 
Wirksamkeit der endgültigen Maßnahme herbeiführt (vgl, Fitting/ 
Auffarth/Kaiser/Heither, aaO), Das Gebot der doppelten Antrag­
stellung soll verhindern, daß der Arbeitgeber den Streit auf die 
Wirksamkeit der vorläufigen Maßnahme beschränkt ur.d die Frage, ob 
der Betriebsrat einen Zustimmur.gsverweigerurgsgrur.d hat, in der 
Schwebe läßt (Ri chardi, An in. zu BAG AP Nr. 1 zu ? 100 BetrVG 
1972, unter II 1).

Der Arbeitgeber hat die Frist für die Stellung des Zustin- 
mungsersetzungsantrags nicht gewahrt. Der Antrag auf Ersetzung 
der Zustimmung ist nicht .innerhalb der Frist von drei Tagen 
(§ 100 Abs. 2 Satz 3 BetrVG) beim Arbeitsgericht eingegangen. 
Die Frist lief am 27. April 198*1 ab. Der Antrag ging erst am 9. 
Mai 1934 beim Arbeitsgericht ein.
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2 . Di0 F r i s t v ek* s ä u rn. u r r hat m319ri911 — 000ht 110h0 3 0 d 0 u t u nc1 *
Liegt eine Zustimmurgsverweigerung des Betriebsrats vor, so darf 
der Arbeitgeber die vorläufige personelle Maßnahme, auch wenn sir 
aus sachlichen Gründer, dringend erforderlich 1st, nicht auf­
recht erhalt en , wenn er es versäumt, mit dem Feststellungsantrag 
den Antrag auf Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats zu 
31e 11.en (Die121 /Riohard 1 , ha0, 100 1?7 ( gpc* ^&g-<* -t 3g »nn
dann nach § 101 Satz 1 BetrVG beantragen, dem Arbeitgeber aufzu- 
0 0 fc 8 11 ? d 1 9 personelle Maßr.ahrnc euF zuheb er «

IS t d 1. O vorläufige personelle Maßnahme a u f Ar* t* r a p* d 0 s 3 0 —
srats d.amit auf jeden Fall aufzuheber, best sht kein Inter-
an der Feststellung, daß die vorläufig"j pe-"*30rei 1 e varrah^a

persor.e 11 e MaSnahme dur0hzuf ilhren , erreieh0n ♦ her i3o 11.ert> 
Feststellungsantrag nach 8 100 Abs. 2 Satz 
sich allein gesehen - keinen Sinn. Er ist 
Rechtsschutzbedürfnisses als unzulässig zi 
Dietz/Richard!, aaO, S 100 Fz 36).

u a r n d a A r b 0 i t 0* 0 b 0

7jol.... 1. j. 9 d i p V O rl ä u  fi ge

Ti rx y*» is -N 1O 1.1. e yn A

B e t r V G 0 r g i bt - für

sh.3 1b W 6 go 0 r f 0 b I r r  de r

c k z u w 0 0 C*0 r (Tr jy1

Eine r. achtrii sl.i Che Zulassung des Antrags ur. 10 r an a 10 ge r A.r -
wenciung der r> c* aa 2 f. ZPO und des § 5 GSchO ist nie ht m5gl 1. ch
(Gnade/Kehrma m /Schneider/Blanke, aaO, 8 100 Rz 1 B; a.A.
O nU 1 -• « v-, u  T >  r sjCililCilw , O L, 101 j80 , f-.ookj j ; G a 1 p e r i n / L ö w i sch, aaO, r 100 Bz 20} . p . r o

Voraussetzun f r o r  O - 1' f üV*» 0 •]na nachträgliche Z ulass uf- <7 r , , j p f pf 0uch n1 0 U ff
C o CT p p P f! IS P V"- t>w 6 c ̂  1 * • * '• - 1 Arb 81t gaber hat ke^re Grür. d e v o r g0brach t ? d* r:>, 0 1r e
Wiedereir. setzun ö ]echt fertigten. Fenn dcr Arb0itaeb0r in P r’T.jp
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tung eines für ihr. positiver. Verlaufs der Ein igungstemühur gen mit 
dem Betriebsrat über die umstrittene Versetzung von der frist- 
wahrer, den Stellung auch des Zustimmungsverweigerungsartrags ab­
sah, so handelte er auf eigenes Risiko.

Dr. Kissel Dr. Seither Matthes
Dr. Hoffmann Dr. Cents
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